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D -133Obder Beilagen zu den ~tenographischen Protokone~ 
des Nationalrates xvm. Gesetzgebungsperiode 

E 

der Abgeordneten MMagoDro Madeleine Petrovic, Freunde u~d Freun­
dinnen, 
an die Bundesministerin für Gesundheit, sport und Konsumenten­
schutz 
betreffend Förderung der FSME-Impfwerbung und der rechtswidrigen 
Impfstoffabgabe in den Apotheken sowie unglaubwürdige Anfragebe­
antwortung, Erfolgskontrolle über die Durchimpfungsrate und 
FSME-Spitalsentlassungsstatistik, neuerliche verletzung des Ar­
zneimittel- und Rezeptpflichtgesetzes bei Werbeaktion für die 
FSME-Impfungo 

Unter Ihren Vorgängern wurde die werbung für die Zeckenschutz­
impfung von Ihrem Ressort eine zeitlang kräftig gefördert. Nach 
Angabe Ihres Amtsvorgängers (Nr03179/Aß vom 25.8.1992 zu 3206/J 
vom 260601992) hat der Bund 1981 - 1986 für die FSME-Impfkampa­
gne 20153.0000- Schilling zur Verfügung gestellto Angesichts 
dieser erheblichen Werbezuschüsse des Bundes stellt sich die 
Frage nach der EntwiCklung der Durchimpfungsrate bis 19860: Ihr 
Amtsvorgänger hat für 1976 bereits cao 5000QOO FSME~Geimpfte an­
gegeben,was einer Durchimpfungsrate von etwa 6,6% entspricht. 
1992 soll die Durchimpfungsrate 67% betragen habeno Dabei ist zu 
bedenken, daß die FSME-Impfung für einen erheblichen Teil der 
bereits Geimpften mangels echter Gefährdung und möglicher Neben­
wirkungen sicher nicht indiziert waro 

Nach Angaben des Impfstoffherstellers IMMUNO AG wurden von der 
IMMUNO in den Jahren vom 1. Jäno 1990 - bis 310 Mai 1993 fol­
gende Anzahlen von FSME-IMMUN-Inject Impfdosen in Österreich .ab­
gesetzt~ 1,926 Mio; 1 9 586 Mio, 19795 Mio, 1,861 Mio (bis 
31.501993). 1992 sollen bereits über 5,2 Millionen Österreicher 
geimpft gewesen und 1993 über 2 Millionen FSME-Impfungen durch= 
geführt worden sein, wobei bekanntlich der rezeptpflichtige 
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FSME-Impfstoff rund ein Jahrzehnt gesetzwidrig in Absprache mit 
Ihrem Ressort weitgehend rezeptfrei abgegeben wurde. 

ES erscheint uns daher völlig unglaubwürdig und unwahr, daß kei­
ner Ihrer Beamten von dieser gesetzwidrigen vorgangsweise bei 
der massiv propagierten FSME-Impfung von über einer Million 
Österreichern jährlich irgend etwas gewußt haben soll. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher an die Bundesmini­
sterin für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz folgende par­
lamentarische 

10 Wie lauten die jährlichen Zahlen der Spitalsentlassungsstati­
stik für a) Virusinfektionen (045-079) und b) Zeckenenzepha­
litis (063), aufgeschlüsselt nach Total, männlich und weib­
lich, sowie Alter (0 bis 14, 15-44 u 45-64 u 65 Jahre 'und 
mehr), Abgangsstatus (entlassen, gestorben), und durch­
schnittliche Aufenthaltsdauer (Tage) für die Jahre 1973 bis 
1993? 

2. wie lauten die jährlichen Durchimpfungsraten der österreichi­
schen Bevölkerung gegen das FSME-Virus, aufgeschlüsselt nach 
Total und Bundesländern, für die Jahre 1973 bis 19931 

3. Wie lauten die Zahlen zu Punkt i, aufgeschlüsselt nach Bezir­
ken? 

40 Wie lauten die Zahlen zu Punkt 2, aufgeschlüsselt nach Bezir­
ken? 

50 Die Impfung von rund einer Millionen und mehr Österreichern 
jährlich mit dem rezeptpflichtigen Impfstoff FSME-IMMUN In­
ject ist mindestens ein Jahrzehnt lang nachweislich ge­
setzwidrig unter umgehung des Rezeptpflichtgesetzes im Kon-
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sens mit dem Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Kon­

sumentenschutz erfolgt. 

Weder ist es plausibel, daß kein einziger der in den letzten 
10 Jahren im Amt befindlichen Beamten Ihres Ministeriums von 
diesen gesetzwidrigen vorgängen während des letzten Jahr­
zehnts Kenntnis erlangt hat (evo sich selbst rezeptfrei imp­
fen ließ), wie Sie in Ihrer Anfragebeantwortung Nr. 6190/AB 
vom 11.5.1994 zu 6248/J vom 14. März 1994 den AnsChein zu er­
wecken versuchen. 

Noch kann die Aussage des projektleiters·der "Initiative Zec­
kenschutz-Impfaktion" und Präsidenten der Österreichischen 
Apothekerkammer, Mag.pharmo Franz winkler, in seinem TELEFAX 
vom 4. Oktober 1993, Zlo 1-19/4/2-2553/10/93 SC/SI, an die 
Österreich ische Ärztekammer, die IMMUNO Aktiengesellschaft, 
die ARGE Pharmazeutika, an Info Service, und an die Selbst­
hilfegruppe Zeckenopfer, auch nur im Geringsten in Zweifel 
gezogen werden. Es heißt darin wörtlich: 

"wie ich soeben vom Vorsitzenden der Rezeptptlichtkom­
mission MinRat Dr. Jentsch erfahre, hat die Rezept­
pflichtkommission heute mehrheitlich einer Beibehaltung 
der vollen Rezeptpflicht für alle Impfstoffe und damit 
auch für den FSME-Impfstoff zugestimmt. 

Damit ist die durch mehr als 10 Jahre laufende Initia­
tive zur Förderung der Volksgesundheit in ihrem 
bisherigen Ablauf und der damit verbundenen Effizienz 
mangels Aufrechterhaltung des bisherigen Konsenses mit 
dem Bundesministerium für Gesundheit, sport und Konsu­
mentenschutz nicht mehr durchführbar." 

Somit steht für uns außer Frage, daß ein oder mehrere zustän­
dige Beamte Ihres Ministeriums angesichts der jahrelangen fi­
nanziellen Förderung der FSME-Impfaktion durch Ihr Ministe­
rium und der ebenfalls jahrlangen, im Konsens mit Ihrem Mini-
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sterium erfolgten gesetzwidrigen Abwicklung der FSME-Impfak­

tion, in der jährlich oft mehr als eine Million Österreicher 
geimpft wurden, von den gesetzwidrigen vorgängen gewußt haben 
mußten und offenbar pflichtwidrig nichts zur Abstellung die­
ser Gesetzwidrigkeiten unternommen haben (Unterlassung). 

Sind Sie bereit, den/die betreffenden verantwortlichen Beam­
ten Ihres Ministeriums umgehend auszuforschen und eine Über­
prüfung durch die zuständigen Behörden hinsichtlich einer mit 
gerichtlicher Strafe bedrohten Handlung (eve Amtsmißbrauch) 
zu veranlassen? Wenn nein, warum nicht? Wenn ja, welche 
Schritte haben Sie unternommen? 

6. In Ihrer Anfragebeantwortung Nr.6190/AB vom 11.5.1994 zu 
6248/J vom 14. März 1994 teilen Sie mit, daß für die Überprü­
fung der Apotheken die Amtsärzte und für die Durchführung der 
Strafverfahren wegen verletzung des Rezeptpflichtgesetzes in 
erster Instanz die Bezirksverwaltungsbehörde und in zweiter 
Instanz der Landeshauptmann zuständig sind. 

Da die Gesetzesverletzungen mindestens ein Jahrzehnt lang of-
.fensichtlich im Konsens mit Ihrem Ministerium als Aufsichts­

behörde erfolgt sind, dürften auch die Amtsärzte von diesem 
Konsens Kenntnis gehabt und gegen die laufenden Verstöße ge­
gen das Rezeptpflichtgesetz im Rahmen der FSME-Zeckenschutz­
Impfaktion nichts unternommen habeno 

Sind Sie daher bereit Q in wahrnehmung Ihrer Rechte und 
Pflichten als Aufsichtsbehörde die Zahl der im Rahmen der 
FSME-Impfaktion in den letzten 10 Jahren zur Meldung und 
Strafverfolgung gelangten Verstöße gegen das Rezeptpflichtge­
setz zu erheben und in Ihrer Anfragebeantwortung aufgeschlüs­
selt und nach Jahren und Bundesländern bekannt zugeben? Wenn 
nein, warum nicht? 

7. Laut Photo und Medienbericht der Kleinen Zeitung vom 12. Fe­
bruar 1994 wurden den steirischen Feuerwehren von Kneipp-prä-
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sident Bernd Milenkovics anläßlich einer öffentlichen Werbe­
veranstaltung . für die FSME-Impfung am 10. Februar 1994 in 
Graz 200 Impfstoffe (FSME-IMMUN Inject) übergeben. 

Damit liegt unseres Erachtens ein eindeutiger Verstoß sowohl 
gegen das Arzneimittelgesetz wegen verbotener Arzneimittel­
werbung als auch gegen das Rezeptpflichtgesetz wegen verbote­
ner rezeptfreier Abgabe des rezeptflichtigen Impfstoffes 
FSME-IMMUN Inject vor. 

Angesichts der in jüngster Zeitbekanntgewordenen Nebenwir­
kungen nach Impfung mit FSME-IMMUN Inject (Fieberschübe, Läh­
mungen, MUltiple Sklerose nach FSME-Impfung, Gehirnentzün­
dung, anerkannter MS-Impfschaden nach FSME-Impfung, Verschär­
fung der Beipackzettel in Deutschland (siehe auch Profil Nr. 
20 vom 16. Mai 1994, Seite 33 "Geschäft mit der Angst"» 
halten wir eine derartige Vorgangsweise für unverantwortlich. 

Werden Sie daher als Aufsichtsbehörde unverzüglich einschrei­
ten, die notwendigen Verfahren einleiten, und die Fortsetzung 
der Gesetzesverletzungen im Zusammenhang mit der FSME-Impfung 
rigoros unterbinden? Wenn nein, warum nicht? Wenn ja, welche 
Schritte haben Sie unternommen? 
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